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Vorwort

Das lebhafte Interesse an der ersten Auflage (2017) des vorliegenden Handbuchs und die
zahlreichen positiven Reaktionen von Leserinnen und Lesern haben uns als Herausgebern
viel Freude bereitet. Sie haben gezeigt, dass das Handbuch in Praxis und Wissenschaft breit
wahrgenommen wurde und die Leserinnen und Leser vielfach bei der Begleitung von
Kartellverfahren und Kartellprozessen unterstützen konnte.

Seit der Veröffentlichung der ersten Auflage sind drei GWB-Novellen in Kraft getreten.
Diese Novellen haben erhebliche Veränderungen im Kartellschadensersatzrecht mit sich
gebracht, betrafen aber auch wichtige Aspekte von Bußgeld- und Verwaltungsverfahren.
Zum Zeitpunkt der Veröffentlichung dieser Neuauflage ist das GWB auf dem Stand der
11. GWB-Novelle. Öffentliche Konsultationen für eine weitere Modernisierung des Wett-
bewerbsrechts wurden aber bereits kürzlich abgeschlossen.

Die EU hat zwischenzeitlich zudem den Digital Markets Act erlassen und damit sektor-
spezifische Wettbewerbsregeln für digitale Märkte geschaffen. Der Digital Markets Act ent-
hält neben materiell-rechtlichen Regeln auch eigene Instrumente für die private und öf-
fentliche Durchsetzung dieser Regeln, die neben das Wettbewerbsrecht treten. Zudem hat
die EU die Zusammenarbeit der Mitgliedsstaaten bei der Durchsetzung des Wettbewerbs-
rechts durch die ECN+-Richtlinie gestärkt. Beide haben auch Anpassungen im nationalen
Recht erforderlich gemacht, die ihren Niederschlag im GWB gefunden haben.

Hinzu kommen eine Vielzahl von Urteilen des Bundesgerichtshofs und von anderen
deutschen Gerichten sowie des Europäischen Gerichtshofs, die viele wichtige Fragen rund
um das Kartellverfahren und den Kartellprozess geklärt haben und beide teilweise sogar
ganz grundsätzlich veränderten. Für diejenigen, die sich in Praxis und Wissenschaft mit
den Schadensfolgen von Kartellen beschäftigen, gehören Stichworte wie Sumal, Traficos,
Volvo/DAF, Heureka, Schienenkartell, LKW-Kartell, Schlecker, Stahlstrahlmittel und viele andere
mittlerweile zum alltäglichen Wortschatz.

Die Zeit ist daher reif für eine zweite Auflage des vorliegenden Handbuchs. Mit ihr
wird das Handbuch umfassend aktualisiert und an die Entwicklungen der letzten Jahre an-
gepasst. Die grundsätzlichen Änderungen, die das Kartellschadensersatzrecht erfahren hat,
haben insbesondere eine vollständige Überarbeitung und Neugliederung des 3. Teils des
Handbuchs zum Kartellprozess erforderlich gemacht. Aber auch in anderen Teilen des Bu-
ches haben sich im Zuge der Aktualisierung wesentliche Änderungen ergeben. Beispiels-
weise ist ein vollständig neuer Abschnitt zum Digital Markets Act in den 2. Teil aufge-
nommen worden. Mit dieser Neuauflage liegt daher viel mehr als eine Fortschreibung der
ersten Auflage vor; bei weiten Teilen des Handbuchs handelt es sich um eine Neubearbei-
tung der Thematik.

In den 56 Kapiteln des Handbuchs gehen die Autorinnen und Autoren des Handbuchs
auf rund 1.700 Seiten den vielen Fragen nach, die sich in Unternehmen, Behörden, Rich-
terschaft und Anwaltschaft in oftmals hochkomplexen Kartellverfahren und Kartellprozes-
sen stellen. Das Handbuch soll weiterhin die sanktions- und verfahrensrechtlichen Aspekte
des Kartellrechts systematisch und im Zusammenhang behandeln. Dabei erhebt es nicht
den Anspruch, jede einzelne Frage umfassend zu beantworten. Es soll die Leserin oder den
Leser vielmehr in die Lage versetzen, das materielle Kartellrecht im Kontext von Kartell-
verfahren und Kartellprozessen zu beurteilen und anzuwenden und Mandanten und Par-
teien sicher durch das Dickicht der öffentlichen und privaten Durchsetzung des Kartell-
rechts zu leiten.

Bei der Neuauflage haben uns viele Autorinnen und Autoren unterstützt, die bereits an
der Erstauflage beteiligt waren. Hinzugekommen sind aber auch eine Reihe von neuen
Autorinnen und Autoren. Den bisherigen und den neuen Autorinnen und Autoren gilt
unser besonderer Dank für die ungeheure Mühe, die in diese längst überfällige Neuauflage
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geflossen ist. Ihre vielfältige und intensive Auseinandersetzung mit Kartellverfahren und
Kartellprozessen im Rahmen ihrer Tätigkeiten bei der Europäischen Kommission und dem
Europäischen Gerichtshof, beim Bundeskartellamt und bei Staatsanwaltschaften, bei Un-
ternehmen, in der Anwaltschaft und in der Wissenschaft ist das Fundament für das vorlie-
gende Handbuch. Der Erfahrungsschatz der Autorinnen und Autoren begründet unseren
Anspruch, auch mit der Neuauflage eine umfassende und objektive Abhandlung der The-
matik vorzulegen, die sowohl wissenschaftlichen als auch praktischen Ansprüchen in
höchstem Maße genügt.

Herzlich danken wir schließlich auch den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Beck-
Verlags und unseren früheren und gegenwärtigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, allen
voran Clara Renz und Joshua Kriesmann, für ihre vielfältige Unterstützung bei dieser
Neuauflage. Ohne ihre großartige Hilfe wäre sie nicht möglich gewesen.

Frankfurt am Main, Berlin und Brüssel Die Herausgeber

Vorwort
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Rechtsanwältin in Berlin

§ 36

Dr. Gerald Miersch, LL.M.
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deutschen Kartellrechts ....... ......... .... ... ... .................... ................... 18
§ 4 Internationale Zusammenhänge ................................... ................... 33
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Inhaltsübersicht .............. ... .... ... ... ... .... ... ... ... .............................. .......... XI
Abkürzungs- und Literaturverzeichnis ............... .............. .......................... XLIX

1. Teil Einleitung

§ 1 Kartellverfahren und Kartellprozess – ein Handbuch über die Durchsetzung
des Kartellrechts ........ ...... .... ... ... ... .... ... ... .......... ............................. 1
A. Kartellrecht und Kartellrechtsdurchsetzung als Gegenstand von

Wissenschaft und Praxis im Wandel ....................................... ......... 1
B. Gegenstand, Inhalt und Konzept des Handbuchs ................... ............. 4

§ 2 Geschichtliche, systematische und theoretische Grundlagen ....................... 6
A. Durchsetzung des Kartellrechts im geschichtlichen Überblick ................. 6
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2. Öffentliches Unionsinteresse ........ .................................... 230

II. Verfahren ................. ... ... .... ... ... .............................. ......... 230
III. Inhalt und Wirkung ................. ... ............. .......................... 231
IV. Beratungsschreiben ............... ... ... ............. .......................... 232

§ 12 Beweisrecht ................ ... .... ... ... ... .... ... ... .............................. ......... 235
A. Allgemeines ............... .... ... ... ... .... ... ... .............................. ......... 236
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2. Zweck und Rechtsnatur von Geldbußen ................ ............. 251
3. Vereinbarkeit mit Grundrechtscharta und EMRK .................. 252
4. Ne bis in idem ................ ... ... ............. .......................... 254
5. Verschuldenserfordernis ............................... ................... 256
6. Ermessen und Ermessensbindung ............ .......................... 258

II. Adressaten ................ ... ... .... ... ... .............................. ......... 258
1. Unternehmen und Unternehmensvereinigungen als

Normadressaten ............... ... ... ....................... ................ 258
2. Bestimmung der Adressaten der Geldbuße im Unternehmen ..... 260
3. Folgen gemeinschaftlicher Haftung im Unternehmen .............. 266
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1. Unzuständigkeit .............. ... ... ... .................................... 317
2. Verletzung wesentlicher Formvorschriften ............... ............. 318
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III. Einsichts- und Prüfungsrechte ............... ................................ 460
1. Adressaten und Mitwirkungspflichten ........................... ...... 461
2. Umfang und Grenzen .................................... ................ 461
3. Formelle Voraussetzungen ......................... ...................... 462

IV. Durchsuchungen .................. ... ... ....................................... 463
1. Adressaten, Umfang und Grenzen ..................... ................ 463
2. Formelle Voraussetzungen .................................. ............. 464

V. Beschlagnahme ................ .... ... ... ... .................................... 465
1. Gegenstand und Grenzen der Beschlagnahme ....................... 465
2. Formelle Voraussetzungen und Verfahren ................ ............. 467

VI. Beweis durch Augenschein, Zeugen und Sachverständige ............. 468
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B. Grundzüge des Ordnungswidrigkeitenrechts bei Kartellrechtsverstößen ..... 521
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II. Art und Weise der Begehung einer Kartellordnungswidrigkeit ........ 523

1. Täterschaft und Teilnahme ...................................... ......... 523

Inhaltsverzeichnis

XXIV



2. Begehen durch Unterlassen .......... .................................... 524
3. Aufsichtspflichtverletzung ............ .................................... 525
4. Subjektiver Tatbestand, Schuld ......... ................................ 527

III. Bußgeldhaftung natürlicher und juristischer Personen ......... ......... 528
1. Bußgeldhaftung juristischer Personen ......................... ......... 528
2. Bußgeldhaftung natürlicher Personen ........................ ......... 532

IV. Rechtskraft, Strafklageverbrauch etc ........ ................................ 533
1. Sperrwirkung in Bezug zu weiteren Verfahren gegen dieselbe

Person ................ ... ... .... ... ... .................................... ... 533
2. „Doppelte“ Bebußung der juristischen Person und ihrer

Vertreter .............. ... ... .... ... ... .............................. ......... 536
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VI. Sachverständige ............. ... .... ... ... .............................. ......... 560
VII. Freiwillige Kooperationsbeiträge im Rahmen des
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1. Beschlüsse des Bundeskartellamtes ..................................... 698
2. Entscheidungen der GStA Düsseldorf bzw. OLG Düsseldorf ..... 699

§ 20 Kartellstrafrecht ............... .... ... ... ... .... ... ... .............................. ......... 700
A. Straftatbestände ............... ... ... ... .... ... ... .............................. ......... 701

I. Wettbewerbsbeschränkende Absprachen bei Ausschreibungen (§ 298
StGB) .................. ... ... ... .... ... ... .............................. ......... 701
1. Entstehung/Bedeutung: ........................ .......................... 701
2. Rechtsgut ......... ...... ... .... ... ... .......................... ............. 702
3. Deliktsnatur ...... ......... .... ... ... .......................... ............. 704
4. Tatbestand ........ ......... .... ... ... .......................... ............. 705
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1. Zulässigkeit der Überwachung der Telekommunikation ........... 739
2. Verwertung im Verfahren zur Festsetzung der

Verbandsgeldbuße ............... ... ... .................................... 740
D. Rechtsfolgen .................. ... ... ... .... ... ... .................... ................... 742

I. § 153 StPO ....... .......... ... .... ... ... ............. .......................... 742
II. § 153a StPO ...... .......... ... .... ... ... .......... ............................. 743
III. Strafen ............. .... ... ... ... .... ... ... .................... ................... 745

1. § 298 StGB ................ .... ... ... .................... ................... 745
2. § 263 StGB ....... ......... .... ... ... ....................... ................ 745
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3. Bindungswirkung kartellbehördlicher Entscheidungen ............. 796
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Unterlassungsansprüche .............. .................................... 851
2. Aufgabe der Betroffenheit für Schadensersatzansprüche in § 33a
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5. Schätzung des Umfangs der Schadensabwälzung (Abs. 5) .......... 905
6. Zeitlicher Anwendungsbereich ......... ................................ 905
7. Kein Schutz vor mehrfacher Inanspruchnahme ................... ... 905

§ 28 Kollektive Durchsetzung von Schadensersatzansprüchen ........................ ... 907
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2. Entgangener Gewinn ..................... ................................ 1046
3. Rolle des Verletzergewinns .......... .................................... 1047
4. Mitverschulden ............... ... ... .......... ............................. 1053
5. Einwand der Schadensweitergabe ...................................... 1057

C. Schadensersatz des Abnehmers von Kartellaußenseitern ........... ............. 1057
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III. Auskunft und Offenlegung gegenüber Privatpersonen .................. 1170
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3. Konsequenzen für den Geschädigten ..................... ............. 1239

II. Innenausgleich zwischen Gesamtschuldnern ................. ............. 1240
1. Grundsatz ......... ...... ... .... ... ... ....................... ................ 1240
2. Kein genereller Ausschluss des Kartellinnenregresses ....... ......... 1240
3. Kriterien des Innenausgleichs ........... ................................ 1241

III. Streitverkündung zur Sicherung des Innenausgleiches ............ ...... 1246
B. Kartellschadensersatz-Richtlinie ..................................... ................ 1247

I. Grundsatz der gesamtschuldnerischen Haftung im
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III. Subsidiarität ....... ....... ... ... .... ... ... ................. ...................... 1327
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§ 44 Internationale Zuständigkeit ................ ... ... ............. .......................... 1351
A. Begriff, Funktion, Rechtsgrundlagen .............. ................................ 1355
B. Sachverhalte mit Bezug zur EU oder zu einem LugÜ-Staat .......... ......... 1357
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3. Anwendbarkeit von EU-Kartellrecht ......................... ......... 1458

II. Bestimmung des anwendbaren Rechts nach Art. 6 Abs. 3
Rom II-VO .............. ... ... .... ... ... .............................. ......... 1459
1. Art. 6 Abs. 3 lit. a Rom II-VO: Tatsächliche oder
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B. Zivilprozesse .................. ... ... ... .... ... ... ....................................... 1489
I. Rechtsdurchsetzung durch das Department of Justice ............. ...... 1489
II. Rechtsdurchsetzung durch die FTC .............. .......................... 1491
III. Rechtsdurchsetzung durch Private ................ .......................... 1493

1. Schadensersatzklagen ............................................. ......... 1493
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3. Verjährung ................. .... ... ... ....... ................................ 1515
4. Kosten ......... ....... ... ... .... ... ... ....... ................................ 1516

VII. Rechtsmittel ............. ... ... .... ... ... ....... ................................ 1516
D. Collective Proceedings ............... .... ... ... ....... ................................ 1517

I. Vor dem CAT ................. .... ... ... ....... ................................ 1518
II. Vor dem High Court ................ ... ....................................... 1519

Inhaltsverzeichnis

XLII
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2. Gerichtsbarkeit und Zuständigkeit ..................................... 1523
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II. Wiederherstellung rechtmäßiger Zustände ............................. ... 1657
III. Dokumentation der Nachtat-Compliance .................... ............. 1659
IV. Rückstellungen ................ .... ... ... ....... ................................ 1659

F. Root-Cause-Analysis und Verbesserung Compliance-System ................. 1659

§ 55 Unternehmen, Organe und Mitarbeiter als Betroffene von Kartellverfahren
und Kartellprozessen ......... ....... ... ... .... ... ... .......... ............................. 1661
A. Ausgangslage .................. ... ... ... .... ... ... ....................... ................ 1662

I. Unternehmen ................. .... ... ... .......... ............................. 1662
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